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genaussage, für eine Identifizierung oder eine andere
Unterstützung bei der Beweiserhebung oder strafrechtli-
chen Verfolgung im Sinne dieses Übereinkommens wird
unter die Bedingung gestellt, dass

– die Person nach vorheriger Belehrung einwilligt und

– die zuständigen Behörden beider Staaten ihre Zu-
stimmung erteilen, wobei diese auch an Bedingungen
geknüpft werden kann.

Der Staat, dem die Person überstellt wird, hat die Befug-
nis und die Pflicht, die betreffende Person in Haft zu hal-
ten, sofern der andere Staat nichts anderes verlangt oder
genehmigt. Des Weiteren darf der Staat, dem die Person
überstellt wird, den anderen Staat nicht um eine Ausliefe-
rung zwecks Rücküberstellung in Bezug auf diese Per-
son ersuchen. Die Haftzeit, welche in dem Staat ver-
bracht wurde, wird von dem Staat, in dem sie die Strafe
zu verbüßen hat, angerechnet.

A b s a t z 3  dieser Vorschrift entspricht weitgehend Arti-
kel 11 Abs. 1 i. V. m. Artikel 12 des Europäischen Über-
einkommens über die Rechtshilfe in Strafsachen vom
20. April 1959 (BGBl. 1964 II S. 1369, 1386). Denn in
Absatz 3 ist geregelt, dass die Person von dem Vertrags-
staat, in den sie überstellt wird, grundsätzlich nicht
wegen Handlungen oder Verurteilungen, die vor ihrer
Ausreise aus dem Hoheitsgebiet des Staates, von dem
sie überstellt wurde, erfolgten, strafrechtlich verfolgt, in
Haft gehalten oder einer anderen Beschränkung ihrer
persönlichen Freiheit unterworfen werden darf. Sie
genießt damit grundsätzlich freies Geleit. Etwas anderes
gilt jedoch, wenn der Vertragsstaat, von dem die Person
überstellt wird, einer anderen Vorgehensweise zustimmt.

Zu Artikel 18

Artikel 18 regelt die Modalitäten der Beschlagnahme von
radioaktivem Material, Vorrichtungen oder Kernanlagen,
nachdem eine in Artikel 2 genannte Straftat begangen
wurde, sowie die Verwendung des beschlagnahmten
Materials bei Abschluss eines Verfahrens.

Nach A b s a t z 1  sind bei der Beschlagnahme Maßnah-
men zu treffen, die das radioaktive Material, die Vorrich-
tung oder die Kernanlage neutralisieren, sowie für die
Verwahrung des Kernmaterials die Sicherungsmaßnah-
men der Internationalen Atomenergie-Organisation zu
beachten.

Nach Abschluss eines Ermittlungsverfahrens sind nach
A b s a t z 2  die beschlagnahmten Gegenstände dem
Vertragsstaat zurückzugeben, dem sie gehören, in des-
sen Hoheitsgebiet sie gestohlen oder sonst auf wider-
rechtliche Weise beschafft wurden oder dessen Staats-
angehörige die natürliche oder juristische Person ist, in
deren Eigentum das Material stand.

A b s a t z 3  trifft Regelungen für den Fall, dass das ra-
dioaktive Material nach interstaatlichem Recht oder Völ-
kerrecht nicht zurückgegeben oder entgegengenommen
werden darf. Nach A b s a t z 4  kann zwischen den
beteiligten Staaten und den zuständigen internationalen
Organisationen ein gesonderter Beschluss über die Ent-
sorgung getroffen werden. Der Vertragsstaat, in dessen
Besitz sich die beschlagnahmten Gegenstände befinden,
können andere Vertragsstaaten sowie die zuständigen
internationalen Organisationen nach A b s a t z 5  um
Hilfe und Zusammenarbeit ersuchen.

A b s a t z 6  verpflichtet die Vertragsstaaten, den Gene-
raldirektor der Internationalen Atomenergie-Organisation
über die Art der Entsorgung oder Verwahrung nach die-
sem Artikel zu unterrichten.

Zu Artikel 19

In dieser Vorschrift ist vorgesehen, dass die Vertrags-
staaten dem Generalsekretär der Vereinten Nationen das
Ergebnis eines Verfahrens nach diesem Übereinkommen
mitzuteilen haben. Der Generalsekretär unterrichtet dann
die anderen Vertragsstaaten.

Dadurch sollen dem Generalsekretär und den Vertrags-
staaten Information und Überblick über die Anwendung
des Rechts in Bezug auf dieses Übereinkommen ver-
schafft werden. Es ist nicht Gegenstand dieser Vorschrift,
an die Vereinten Nationen personenbezogene Daten aus
den relevanten Strafverfahren zu übermitteln.

Zu Artikel 20

Artikel 20 regelt das Konsultationsverfahren der Vertrags-
staaten untereinander zur Sicherstellung einer wirksa-
men Durchführung des Übereinkommens.

Zu Artikel 21

Artikel 21 verpflichtet die Staaten zur Erfüllung des Über-
einkommens nach den Grundsätzen der souveränen
Gleichheit und territorialen Unversehrtheit der Staaten
sowie der Nichteinmischung in die inneren Angelegen-
heiten anderer Staaten.

Zu Artikel 22

Hier wird klargestellt, dass dieses Übereinkommen einen
Vertragsstaat nicht berechtigt, im Hoheitsgebiet eines
anderen Vertragsstaates Gerichtsbarkeit auszuüben oder
hoheitliche Aufgaben wahrzunehmen.

Zu Artikel 23

In Artikel 23 ist geregelt, wie im Falle eines Konfliktes
über die Auslegung dieses Übereinkommens zu verfah-
ren ist.

A b s a t z 1  bestimmt, dass nach Scheitern der Ver-
handlungen auf Verlangen eines Vertragsstaates ein
Schiedsverfahren einzuleiten ist und – sofern nicht bin-
nen sechs Monaten nach Verlangen des Schiedsverfah-
rens eine Einigkeit über das Auswahlverfahren getroffen
wurde – jede Vertragspartei die Streitigkeit dem Interna-
tionalen Gerichtshof unterbreiten kann.

A b s a t z 2  gewährt den Vertragsstaaten die Möglich-
keit, bei der Zeichnung, Ratifikation, Annahme oder Ge-
nehmigung des Übereinkommens zu erklären, dass er
sich durch Absatz 1 nicht gebunden fühlt. Sofern ein Ver-
tragsstaat einen solchen Vorbehalt eingelegt hat, sind die
anderen diesem gegenüber ebenfalls nicht gebunden.

Zu den Artikeln 24 bis 28

In den Artikeln 24 und 25 sowie 27 und 28 sind die
Modalitäten der Ratifikation, der Zustimmung und des
Beitritts sowie des Inkrafttretens dieses Übereinkom-
mens und der Kündigungsmöglichkeit geregelt. Arti-
kel 26 enthält eine Regelung für mögliche Änderungen
des Übereinkommens aufgrund von Vorschlägen seitens
der Vertragsstaaten.
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